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keine Anlagen       

 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Betriebsausschuss nimmt den Sachverhalt zur Kenntnis.  
 

 
I. Sachverhalt 
 
1. Ausgangslage 
 
Der Ausstieg aus der Kernenergie ist in Deutschland gesetzlich besiegelt – alle Kernkraft-
werke sind abgeschaltet. Aus dem Atomgesetz ergibt sich eine Pflicht zum unverzügli-
chen Rückbau dieser kerntechnischen Anlagen. 
 
Im Landkreis Karlsruhe gibt es mehrere kerntechnische Rückbau-Projekte. Dies sind ne-
ben den beiden Blöcken des Kernkraftwerks Philippsburg (Betreiber: EnBW) auch die 
kerntechnischen Anlagen der KTE (Kerntechnische Entsorgung Karlsruhe GmbH). 
 
Beim Rückbau von kerntechnischen Anlagen fallen u.a. auch konventionelle Stoffe an, 
die auf Deponien beseitigt werden müssen. Im Landkreis Karlsruhe ist hierfür auf abseh-
bare Zeit jedoch keine geeignete Deponie vorhanden. Die Aufgabe der Entsorgung mi-
neralischer Abfälle aus dem Landkreis Karlsruhe wurde in einer öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung an den Enzkreis übertragen, soweit dessen Deponie für die Beseitigung 
der Abfälle zugelassen ist. Für alle anderen Abfallarten, für die der Landkreis Karlsruhe 
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keine Entsorgungslösung hat, ist ein Entsorgungsausschluss in seiner Abfallwirtschafts-
satzung vorgesehen. Kritisch sind aus Sicht der Abfallverursacher zunächst die reinen 
Betonabfälle, da diese im Abfallartenkatalog der Deponie Hamberg nicht enthalten sind. 
Außerdem sind die Entsorgungskapazitäten der Deponie Hamberg begrenzt. Deshalb ist 
es erforderlich, weitere Deponiebetreiber in die Entsorgung der freigemessenen Abfälle 
aus dem Landkreis Karlsruhe einzubinden.  
 
Die Verwaltung hat den Betriebsausschuss in der Sondersitzung vom 02.06.2025 zum 
Abfallwirtschaftskonzept mündlich über den Sachstand informiert. 
 
 
2. Rechtsstreitigkeiten 
 
Die ungelöste Entsorgungsfrage führte in der Vergangenheit zu einer Reihe von Rechts-
streitigkeiten zwischen den Abfallverursachern und dem Enzkreis, sowie dem Enzkreis 
und dem Regierungspräsidium.  
 
Zunächst klagten die Abfallverursacher gegen den Enzkreis auf Erteilung einer allgemei-
nen Annahmeerklärung für reine Betonabfälle, für welche die Deponie Hamberg jedoch 
keine Zulassung hat. Der Landkreis wurde zu diesem Verfahren beigeladen und hat zum 
Sachverhalt Stellung genommen. In erster Instanz entschied das Gericht zugunsten des 
Enzkreises, die Kläger haben Berufung eingelegt, das Verfahren ruht derzeit.  
 
Um eine Annahme reiner Betonabfälle zu ermöglichen, hatte das Land Baden-Württem-
berg der Deponie des Enzkreises eine Ausnahmezulassung nach § 28 Abs. 2 KrWG er-
teilt, ohne dass der Enzkreis dies beantragt hatte. Hiergegen erhob der Enzkreis Klage. 
Auch hier entschied das Gericht in erster Instanz zugunsten des Enzkreises, das Land hat 
Berufung eingelegt, das Verfahren ruht derzeit.  
 
 
3. Beschlusslage für den Landkreis Karlsruhe 
 
Der Landkreis Karlsruhe hat 2018 den Bedarf für eine Deponie der Klasse II festgestellt 
und mit der Suche nach einem geeigneten Standort begonnen. Hierfür wurde ein Kata-
log an Negativkriterien definiert und am 04.05.2023 vom Kreistag beschlossen. Ebenso 
haben der Betriebsausschuss und der Kreistag sich dazu bekannt, dass der Landkreis 
Karlsruhe mit der neuen Deponie seiner Entsorgungsverantwortung in vollem Umfang 
gerecht werden soll. Dazu zählt auch die Beseitigung der im Landkreis Karlsruhe anfal-
lenden freizumessenden Abfälle.  
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Entsprechend soll die dem Planfeststellungsantrag nach § 19 Abs. 1 Nr. 6 DepV beizufü-
gende Liste der Abfälle mit Angabe der Abfallschlüssel und Abfallbezeichnungen so fest-
gelegt werden, dass der Landkreis Karlsruhe seiner Entsorgungsverantwortung als öf-
fentlich-rechtlicher Entsorgungsträger in vollem Umfang gerecht wird. Dies gilt auch 
hinsichtlich der beim Rückbau kerntechnischer Anlagen im Entsorgungsgebiet des Land-
kreises Karlsruhe anfallenden Abfälle, die auf DK II-Deponien abgelagert werden dürfen. 
Aus diesem Grund hat der Betriebsausschuss bereits vor der Durchführung der Stand-
ortsuche den Mindestumfang der im Genehmigungsantrag zu beantragenden und auf 
der zukünftigen Deponie zuzulassenden Abfallschlüssel festgelegt. Nach derzeitigem 
Kenntnisstand umfasst dies insbesondere die Abfallschlüssel und Abfallbezeichnungen 
der Abfälle, die aktuell auf der Deponie Hamberg abgelagert werden dürfen sowie zu-
sätzlich Abfälle mit dem Abfallschlüssel AVV 17 01 01 Beton.    
 
 
4. Abschluss mehrerer Vereinbarungen  
 
Um die beim Rückbau der kerntechnischen Anlagen im Landkreis Karlsruhe anfallenden 
freigemessenen Abfälle verlässlich entsorgen zu können, haben die drei Landkreise 
Karlsruhe, Enzkreis und Neckar-Odenwald-Kreis mit den Abfallverursachern unter der 
Moderation des baden-württembergischen Umweltministeriums Gespräche geführt. 
Dabei wurde eine Lösung gefunden, zu der mehrere Vereinbarungen ausgehandelt wur-
den.  
 
Die nun abgeschlossenen Vereinbarungen umfassen eine gemeinsame Erklärung, in 
welcher die Abfallverursacher, die Landkreise und das Umweltministerium sich zur ge-
samtgesellschaftlichen Aufgabe des Rückbaus sowie zur Beseitigung der dabei anfallen-
den Abfälle bekennen. Zwei inhaltlich übereinstimmende Vereinbarungen, zwischen 
den drei Landkreisen auf der einen und je einem der Abfallverursacher auf der anderen 
Seite, regeln die künftige Ablagerung konventioneller und freigemessener Abfälle aus 
dem Rückbau der kerntechnischen Anlagen an den beiden Standorten im Landkreis 
Karlsruhe. Der Enzkreis und der Neckar-Odenwald-Kreis werden Abfälle zur Beseitigung 
im Rahmen der zugelassenen Abfallschlüssel an den Deponien Hamberg und Sansenhe-
cken annehmen, bis eine geeignete Deponie im Landkreis Karlsruhe in Betrieb geht bzw. 
bis die Kapazitäten in Hamberg und/oder Sansenhecken erschöpft sind.  
 
Der Landkreis Karlsruhe verpflichtet sich dazu, die im Vertrag geregelten Annahmebe-
dingungen für freigemessene Abfälle sowie für sonstige Beseitigungsabfälle einzuhal-
ten, sich bei Inbetriebnahme einer eigenen Deponie an der Jahresplanung zu beteiligen 
und Abfälle nur dann zurückzuweisen, wenn die vertraglich definierten Bedingungen 
hierfür vorliegen. Ebenso verpflichtet sich der Landkreis Karlsruhe dazu: 
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-  das Verfahren zur Suche eines Deponiestandortes konsequent und zügig fortzu-
führen; 

-  die für die Errichtung und den Betrieb der Deponie erforderlichen Schritte ziel-
strebig durchzuführen, sobald ein geeigneter Deponiestandort im Landkreis 
Karlsruhe gefunden wurde; 

-  dem Planfeststellungsantrag nach § 19 Abs.1 Nr. 6 DepV eine Liste der auf der  
Deponie abzulagernden Abfälle mit Angabe der Abfallschlüssel und Abfallbe-
zeichnungen beizufügen, welche alle Abfallarten umfasst, die beim Rückbau der 
kerntechnischen Anlagen anfallen und 

-  die beim Rückbau anfallenden konventionellen Abfälle zur Entsorgung auf der  
Deponie anzunehmen.  

 
In Konsequenz zur gelösten Problematik der Abfallentsorgung regelt die dritte Verein-
barung das weitere Vorgehen in den ruhenden Gerichtsverfahren. Die Klagen werden 
fallen gelassen, die in erster Instanz unterlegenen Parteien tragen die Gerichtskosten, 
wobei die eigenen Anwaltskosten von jeder Partei selbst getragen werden.  
 
Mittlerweile haben alle zuständigen Gremien der beteiligten Partner den Vereinbarun-
gen zugestimmt und die Öffentlichkeit wurde informiert. Für den Landkreis Karlsruhe ist 
kein Beschluss erforderlich, da die geschlossene Vereinbarung lediglich die bereits vor-
liegende Beschlusslage abbildet. Ohnehin ist der Landkreis Karlsruhe unabhängig von 
einer getroffenen Vereinbarung ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme einer eigenen 
Deponie der Klasse II zur Entsorgung der im Landkreis anfallenden mineralischen Abfälle 
– und somit auch der Abfälle aus den kerntechnischen Anlagen – verpflichtet.  
 
Die Vereinbarungen können bei der Verwaltung eingesehen werden.  
 
 
II. Finanzielle / Personelle Auswirkungen 
 
keine 
 
 
III. Zuständigkeit 
 
Der Kreistag entscheidet nach § 5 Nr. 1 der Betriebssatzung über die grundlegenden 
Ziele des Eigenbetriebes und wesentliche Änderungen seiner Aufgaben sowie über Ge-
schäfte, die von erheblicher, wirtschaftlicher Bedeutung sind. Der Betriebsausschuss be-
rät die Angelegenheiten vor. 
 
 


